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Die schweizerische Stiftung – Ein Überblick
Die Schweiz zählt rund 13‘000 klassische Stiftungen und zeichnet sich damit Die Schweiz zählt rund 13‘000 klassische Stiftungen und zeichnet sich damit 
international durch eine hohe Stiftungsdichte aus. Seit dem Jahr 2000 sind in international durch eine hohe Stiftungsdichte aus. Seit dem Jahr 2000 sind in 
der Schweiz rund 5‘000 Stiftungen neu errichtet worden. Die Errichtung einer der Schweiz rund 5‘000 Stiftungen neu errichtet worden. Die Errichtung einer 
Stiftung kann ein sinnvolles Instrument im Rahmen der Nachlassplanung darStiftung kann ein sinnvolles Instrument im Rahmen der Nachlassplanung dar--
stellen. Eine Stiftung kann dabei entweder bereits zu Lebzeiten des Stifters stellen. Eine Stiftung kann dabei entweder bereits zu Lebzeiten des Stifters 
oder aber erst nach seinem Ableben errichtet werden. Dieser Beitrag soll ausoder aber erst nach seinem Ableben errichtet werden. Dieser Beitrag soll aus--
gewählte Fragen klären und einen kurzen Überblick über die schweizerische gewählte Fragen klären und einen kurzen Überblick über die schweizerische 
Stiftung bieten.Stiftung bieten.

Definition der Stiftung 
Das Gesetz kennt keine eigentliche Definition der 
Stiftung. Art. 80 des Schweizerischen Zivilgesetz-
buchs (ZGB) hält lediglich Folgendes fest: „Zur 
Errichtung einer Stiftung bedarf es der Widmung 
eines Vermögens für einen besonderen Zweck.“ Ge-
setzlich wird dabei zwischen den klassischen Stif-
tungen und den hier nicht weiter interessierenden 
Sonderformen der Familienstiftungen, der kirchli-
chen Stiftungen sowie der Personalfürsorgestiftun-
gen unterschieden.

Die Stiftung wird entweder bereits zu Lebzeiten des 
Stifters mittels öffentlicher Urkunde oder nach dem 
Ableben des Stifters aufgrund einer Verfügung von 

Todes wegen (Testament oder Erbvertag) errichtet 
und ist im Handelsregister einzutragen.

Die drei unerlässlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung einer Stiftung sind letztlich die Bezeich-
nung eines Stiftungszwecks, die Widmung eines 
Vermögens sowie die Bezeichnung der Höhe des 
gewidmeten Vermögens.

Stiftungszweck
Jede Stiftung bedarf eines Zwecks. Dies bedeutet, sie 
muss durch den Stifter auf bestimmte Aufgaben und 
Ziele ausgerichtet werden. Der Stifter ist gemäss dem 
Grundsatz der Stiftungsfreiheit in der Wahl des Zwecks 
weitgehend frei. Der Zweck muss weder wohltätig 
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sein noch im öffentlichen Interesse liegen. Selbst die 
Verfolgung eines wirtschaftlichen Stiftungszwecks 
ist grundsätzlich zulässig. Hingegen darf der Zweck 
selbstredend weder widerrechtlich, unsittlich noch 
unmöglich sein.

Vermögenswidmung und Höhe des 
Vermögens
Die Vermögenswidmung an sich besteht in einer blos-
sen Willensäusserung des Stifters, ein Vermögen für 
eine Stiftung widmen zu wollen bzw. eine Stiftung er-
richten zu wollen.

Über die notwendige Beschaffenheit des Vermögens 
sowie über die Höhe des Vermögens lässt sich dem 
Gesetz nichts entnehmen. Das zu widmende Vermö-
gen besteht in der Praxis meist aus Kontenguthaben, 
Wertschriften, Bargeld oder Grundstücken. Die Höhe 
des zu widmenden Vermögens kann grundsätzlich 
frei bestimmt werden. Immerhin ist aber zu beachten, 
dass das Vermögen in einem angemessenen Verhältnis 
zum Stiftungszweck stehen muss. Das heisst, dass die 
Höhe des Vermögens eine quantitativ sinnvolle Ver-
wirklichung des Stiftungszwecks ermöglichen muss. 
Wenn die Errichtung der Stiftung mit einem geringen 
(Anfangs-)Vermögen erfolgt, hat der Stifter glaubhaft 
darzulegen, dass die Stiftung nach ihrer Errichtung 
mit weiteren Vermögenszuwendungen rechnen kann, 
sodass letztlich eine sinnvolle Verwirklichung des Stif-
tungszwecks erreicht werden kann. 

In der Regel wird vorgesehen, dass das Stiftungsver-
mögen über das gewidmete (Anfangs-)Vermögen hin-
aus durch zusätzliche Zuwendungen des Stifters oder 
von Dritten (beispielsweise Spenden) weiter erhöht 
werden kann. Zudem kann das Stiftungsvermögen 
selbstredend auch durch die blossen Erträge des Stif-
tungsvermögens erhöht werden. 

Exkurs: Steuerbefreiung bei gemein-
nützigen Stiftungen
Stiftungen geniessen eine Steuerbefreiung, sofern 
ihr Zweck von den Steuerbehörden als gemeinnützig 
anerkannt wird. Als gemeinnützig wird eine Tätigkeit 
insbesondere dann angesehen, wenn sie einerseits im 
Allgemeininteresse liegt und andererseits uneigen-

nützig erbracht wird. In der Praxis empfiehlt es sich, 
die Frage der Gemeinnützigkeit zusammen mit den 
Steuerbehörden abzuklären und ein entsprechendes 
Steuerruling einzuholen.

Weiterer Regelungsbedarf  
Neben der Bezeichnung des Zwecks der Stiftung, 
der Vermögenswidmung sowie der Bezeichnung der 
Höhe des (Anfangs-)Vermögens bedarf es für die er-
folgreiche Stiftungserrichtung bzw. die Eintragung 
ins Handelsregister der Erfüllung weiterer Voraus-
setzungen. Notwendige Errichtungsvoraussetzungen 
sind insbesondere die Bezeichnung des Namens, des 
Sitzes und des Rechtsdomizils der Stiftung sowie 
die Festlegung der grundsätzlichen Organisation der 
Stiftung, einschliesslich der Bezeichnung der Zusam-
mensetzung des ersten Stiftungsrats. 

Form der Stiftungserrichtung
Eine Stiftung kann entweder bereits zu Lebzeiten des 
Stifters errichtet werden oder aber erst nach seinem 
Ableben. Soll die Stiftung bereits zu Lebzeiten errich-
tet werden, bedarf es einer öffentlichen Beurkundung 
durch einen Notar. Als Stifter kommen natürliche 
oder juristische Personen in Frage. Selbstverständ-
lich können auch mehrere Personen gemeinsam (bei-
spielsweise ein Ehepaar) eine Stiftung gründen. 

Soll die Stiftung erst nach dem Ableben des Stifters 
errichtet werden, d.h. möchte der Stifter das Vermö-
gen erst nach seinem Ableben widmen, kann dies 
grundsätzlich auf zwei Arten geschehen. Einerseits 
kann der Stifter die Stiftungserrichtung in einem ei-
genhändigen Testament festhalten oder andererseits 
seinen Willen öffentlich beurkunden lassen. Aufgrund 
der Tragweite des Rechtsgeschäfts und um sicherzu-
stellen, dass die Stiftungserrichtung vollständig ist, 
empfiehlt es sich allerdings, sich von einer Notarin 
oder einem Notar beraten zu lassen und die Stiftung 
mittels öffentlicher Urkunde zu errichten. Denkbar ist 
in diesem Fall sowohl die Errichtung einer Stiftung 
durch ein öffentlich beurkundetes Testament oder 
durch einen öffentlich beurkundeten Erbvertrag.

Eintragung im Handelsregister
Die Errichtung einer Stiftung muss im Handelsre-
gister eingetragen werden. Eine Stiftung erwirbt die 
Rechtspersönlichkeit, gleich einer Gesellschaft mit 
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beschränkter Haftung oder einer Aktiengesellschaft, 
erst mit dem effektiven Eintrag im Handelsregister 
(konstitutive Wirkung).

Bei einer zu Lebzeiten errichteten Stiftung über-
nimmt der beurkundende Notar die Anmeldung an 
das Handelsregister und sorgt dafür, dass die Anmel-
dung und die notwendigen Dokumente vollständig 
sind. Neben der eigentlichen Stiftungsurkunde sind 
dies in der Regel die Stiftungsstatuten, das Protokoll 
der ersten Sitzung des Stiftungsrats, die Wahlannah-
meerklärungen der Mitglieder des Stiftungsrats und 
der Revisionsstelle, die beglaubigten Unterschriften 
sowie die Domizilannahmeerklärung. 

Bei einer erst nach dem Ableben des Stifters zu er-
richtenden Stiftung obliegt es einem allfällig einge-
setzten Willensvollstrecker, für die Eintragung der 
Stiftung im Handelsregister besorgt zu sein. Zusätz-
lich ist gesetzlich eine Pflicht der Erbschaftsbehörde 
vorgesehen, das Handelsregister über eine Stiftungs-
errichtung von Todes wegen zu informieren.

Unabänderlichkeit versus Flexibilität
Die Stiftungsurkunde bzw. die Stiftungsstatuten als 
Ausdruck des Stifterwillens bilden das Grundgerüst 
jeder Stiftung. Die Stiftung wird vom Stifterwillen, 
wie er bei der Errichtung festgehalten worden ist, 
beherrscht. Der Stiftungsrat ist an den einmal ma-
nifestierten Stifterwillen gebunden, es herrscht der 
Grundsatz der Unabänderlichkeit des Stiftungs-
zwecks. Die Stiftung wird deshalb teilweise als „star-
res, unbewegliches, dem Fortschritt verschlossenes 
Gebilde“ bezeichnet. 

Nichtsdestotrotz besteht die Möglichkeit, die Stif-
tung mit einer gewissen Flexibilität auszustatten, 
sodass die Stiftung anpassungsfähig bleibt und auf 

geänderte Bedürfnisse des Stifters oder der Stiftung 
eingehen kann. So kann beispielsweise in der Stif-
tungsurkunde ein Zweckänderungsvorbehalt vorge-
sehen werden. Durch den Zweckänderungsvorbehalt 
kann der Stifter auf seinen Antrag hin oder durch 
eine Verfügung von Todes wegen eine Zweckände-
rung herbeiführen, sofern seit der Errichtung der 
Stiftung bzw. seit der letzten Zweckänderung bereits 
zehn Jahre vergangen sind. Weiter ist mit Blick auf die 
Flexibilität empfehlenswert, in der Stiftungsurkunde 
möglichst nur die notwendigen Grundzüge zu regeln 
und die weiteren Einzelheiten in den vom Stiftungs-
rat zu erlassenden Stiftungsstatuten und allfälligen 
weiteren Reglementen festzuhalten, welche später 
einfacher angepasst werden können. Im Rahmen der 
Nachlassplanung und in Abhängigkeit der konkreten 
Bedürfnisse des Stifters gibt es zudem weitere Flexi-
bilisierungsmöglichkeiten.  

Fazit
Die schweizerische Stiftung kann ein sinnvolles Ins-
trument der Nachlassplanung darstellen. Sofern die 
Stiftung bereits zu Lebzeiten des Stifters gegründet 
werden soll, ist sorgfältig darauf zu achten, dass sich 
der Stifter bei geänderten Bedürfnissen eine gewisse 
Flexibilität ausbedingt. Gerne stehen Ihnen unsere 
Notarinnen und Notare für eine ausführliche Bera-
tung und auch für die notwendige öffentliche Beur-
kundung zur Verfügung. Selbstverständlich überneh-
men wir für Sie auch sämtliche Absprachen mit den 
verschiedenen Aufsichtsbehörden, den kantonalen 
Handelsregistern und, in Zusammenarbeit mit Steu-
erexperten, mit den Steuerbehörden. 

Nils Grossenbacher
Rechtsanwalt • Notar Rechtsanwalt • Notar 
PartnerPartner
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Ehescheidung und Trennung Ehescheidung und Trennung 

Betreuungsunterhalt und Vorsorgeausgleich
Per 1. Januar 2017 sind die neuen Gesetzesbestimmungen zum KindesunterPer 1. Januar 2017 sind die neuen Gesetzesbestimmungen zum Kindesunter--
halt und zum Ausgleich der beruflichen Vorsorge bei Scheidung in Kraft getrehalt und zum Ausgleich der beruflichen Vorsorge bei Scheidung in Kraft getre--
ten. Beim Kindesunterhalt werden neu unabhängig vom Zivilstand der Eltern ten. Beim Kindesunterhalt werden neu unabhängig vom Zivilstand der Eltern 
die Kosten für die Kinderbetreuung durch den betreuenden Elternteil bei der die Kosten für die Kinderbetreuung durch den betreuenden Elternteil bei der 
Bemessung des Kindesunterhaltsbeitrags berücksichtigt. Durch die neuen BeBemessung des Kindesunterhaltsbeitrags berücksichtigt. Durch die neuen Be--
stimmungen zum Vorsorgeausgleich sollen künftig die Guthaben aus der bestimmungen zum Vorsorgeausgleich sollen künftig die Guthaben aus der be--
ruflichen Vorsorge unter den Eheleuten oder eingetragenen Partnerinnen und ruflichen Vorsorge unter den Eheleuten oder eingetragenen Partnerinnen und 
Partnern gerechter aufgeteilt werden. Der vorliegende Beitrag beleuchtet die Partnern gerechter aufgeteilt werden. Der vorliegende Beitrag beleuchtet die 
wesentlichen Änderungen und zeigt auf, in welchen Situationen bei Betroffewesentlichen Änderungen und zeigt auf, in welchen Situationen bei Betroffe--
nen Handlungsbedarf bestehen kann.nen Handlungsbedarf bestehen kann.

Neues Kindesunterhaltsrecht
Mit der Revision des Kindesunterhaltsrechts wur-
de eine Gleichbehandlung von Kindern verheirateter 
bzw. geschiedener Eltern und von Kindern unverhei-
rateter Eltern angestrebt. Nach bisherigem Recht 
waren die Kinder unverheirateter Eltern benachtei-
ligt, da die Kosten für die Betreuung der Kinder und 
die damit verbundene Einschränkung der Erwerbs-
fähigkeit des betreuenden Elternteils lediglich bei 
verheirateten oder geschiedenen Eltern im Rahmen 
des Ehegattenunterhalts berücksichtigt wurden. Bei 
unverheirateten Elternteilen wurden die Betreuungs-
kosten nicht berücksichtigt. Dies wurde nun zu Guns-
ten der Kinder unverheirateter Eltern – und letztlich 
auch zu Gunsten des betreuenden Elternteils – per 
1. Januar 2017 geändert. 

Betreuungsunterhalt
Bei verheirateten Eltern war der sogenannte Betreu-
ungsunterhalt bislang Teil des ehelichen bzw. nachehe-
lichen Unterhalts. Bei unverheirateten Eltern war eine 
Entschädigung der Betreuungskosten bis anhin nicht 
vorgesehen. Neu werden die Kosten für die Kinderbe-
treuung durch den betreuenden Elternteil bei der Be-
messung des Kindesunterhaltsbeitrags berücksichtigt 
und es handelt sich damit um einen Anspruch des Kin-
des. Bezahlt wird der Betreuungsunterhalt an den be-
treuenden Elternteil, womit es sich um einen Anspruch 
des Kindes zu Gunsten des betreuenden Elternteils han-

delt. Weiter wird nun explizit gesetzlich festgehalten, 
dass der Unterhalt minderjähriger Kinder Vorrang vor 
den übrigen familienrechtlichen Unterhaltspflichten hat.

Mit dem Betreuungsunterhalt sollen die mit der Betreu-
ung eines Kindes verbundenen Kosten – unabhängig da-
von, ob es sich um Fremdbetreuung (z.B. Kinderkrippe, 
Tagesmutter) oder Eigenbetreuung durch einen Eltern-
teil handelt – gedeckt werden. Der Betreuungsunterhalt 
ist zusätzlich zu den laufenden Lebenshaltungskosten 
des Kindes zu entschädigen. Mit Lebenshaltungskosten 
sind Kosten für Miete, Verpflegung, Schule usw. ge-
meint (sogenannter Barunterhalt). 

Der Betreuungsunterhalt führt dazu, dass der zahlungs-
pflichtige Elternteil bei unverheirateten Eltern je nach 
Betreuungsmodell und Einkommen der Elternteile mit 
höheren Unterhaltspflichten zu rechnen hat. Bei verhei-
rateten oder geschiedenen Elternteilen dürften sich die 
Unterhaltspflichten voraussichtlich gesamthaft nicht er-
höhen, da es sich um eine Verschiebung eines Bestand-
teils des ehelichen bzw. nachehelichen Unterhalts hin 
zum Kindesunterhalt handelt.

Die Berechnung des Betreuungsunterhalts ist derzeit 
unklar und mit erheblichen Rechtsunsicherheiten ver-
bunden. Die Höhe des Unterhalts hängt zudem stark 
vom gelebten Betreuungs-Modell ab. Wird die Be-
treuung durch Dritte vorgenommen, sind die tatsäch-
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lichen Fremdbetreuungskosten einzusetzen. Wird das 
Kind durch einen Elternteil persönlich betreut, sind die 
Betreuungskosten zunächst zu beziffern. Es könnte 
beispielsweise auf das Verzichtseinkommen des be-
treuenden Elternteils, auf den Stundenansatz einer 
Kleinkindbetreuerin, Tabellenwerte, das Existenzmini-
mum oder auf die Lebenshaltung des unterhaltspflich-
tigen Elternteils abgestellt werden. Der Gesetzgeber 
räumt den Gerichten diesbezüglich einen erheblichen 
Ermessensspielraum ein. Es wird der Gerichtspraxis ob-
liegen, die damit verbundenen Streitigkeiten und offe-
nen Rechtsfragen zu klären und durch eine einheitliche 
Rechtsprechung klare Richtlinien festzulegen.

Anpassung bereits festgelegter Un-
terhaltsbeiträge
Übergangsrechtlich ist zu beachten, dass das neue 
Recht bereits auf sämtliche Verfahren anwendbar ist, 
die am 1. Januar 2017 vor einer kantonalen gerichtli-
chen Instanz hängig waren. Kindesunterhaltsbeiträge 
von Kindern unverheirateter Eltern, die vor dem 1. Ja-
nuar 2017 in einem genehmigten Unterhaltsvertrag 
oder in einem Entscheid festgesetzt worden sind, 
sind auf Gesuch des Kindes neu festzulegen. Sofern 
Kindesunterhaltsbeiträge bei verheirateten bzw. ge-
schiedenen Eltern gleichzeitig mit Unterhaltsbei-
trägen an den Elternteil festgelegt wurden (z.B. bei 
Scheidung oder Regelung des Getrenntlebens), ist 
ihre Anpassung an das neue Recht nur bei einer er-
heblichen Veränderung der Verhältnisse zulässig.

Fazit
Insgesamt wird mit der Revision des Kindesunterhalts-
rechts die Beseitigung der Ungleichbehandlung von 
Kindern unverheirateter Eltern angestrebt. Unbefrie-
digend ist die derzeit unklare Rechtslage bezüglich 
der konkreten Berechnung des Betreuungsunterhalts. 
Insbesondere betreuenden Elternteilen zu deren Guns-
ten Kindesunterhaltsbeiträge (ohne gleichzeitige Fest-
setzung von persönlichen Unterhaltsbeiträgen an den 
Elternteil) zugesprochen wurden, empfehlen wir eine 
Prüfung der zugesprochenen Unterhaltsbeiträge.

Der neue Vorsorgeausgleich
Per 1. Januar 2017 wurde auch der sogenannte Vor-
sorgeausgleich neu geregelt. Die Vorsorgeguthaben 
bei Einrichtungen der beruflichen Vorsorge stellen bei 

Scheidungen häufig einen wichtigen – teilweise gar den 
einzigen – Vermögenswert der Eheleute dar. Wer wäh-
rend der Ehe Betreuungsaufgaben wahrgenommen hat, 
verfügt oft nicht über eine ausreichende eigene beruf-
liche Vorsorge und konnte unter bisherigem Recht im 
Rahmen einer Scheidung benachteiligt werden. Zudem 
erwiesen sich die geltenden Bestimmungen in der Praxis 
als starr und einer einvernehmlichen Regelung nicht zu-
träglich, weshalb sich der Gesetzgeber dazu veranlasst 
sah, entsprechende Verbesserungen vorzunehmen.

Vorsorgeausgleich bei eingetragener 
Partnerschaft
Die neuen Regelungen des Vorsorgeausgleichs gelten 
auch für eingetragene Partnerschaften bzw. der Vor-
sorgeausgleich wird bei Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft grundsätzlich gleich vorgenommen wie 
bei verheirateten Paaren. Der guten Lesbarkeit halber 
wird darauf verzichtet, in der Folge die eingetragene 
Partnerschaft oder die eingetragenen Partnerinnen 
und Partner jeweils explizit zu erwähnen.

Grundzüge der neuen Regelung
Wie bis anhin gilt, dass die während der Ehe erworbene 
Austrittsleistung grundsätzlich hälftig geteilt wird. Als 
wesentliche Neuerung ist vorgesehen, dass die während 
der Ehe angesparten Vorsorgebeiträge auch dann ge-
teilt werden, wenn bei einem Ehegatten im Zeitpunkt der 
Einleitung des Scheidungsverfahrens bereits ein Vor-
sorgefall (Pensionierung oder Invalidität) eingetreten 
ist. Unter altem Recht war in solchen Fällen eine hälftige 
Teilung ausgeschlossen bzw. konnte der Ausgleich nur 
in der Form einer „angemessenen Entschädigung“ er-
folgen. Die Berechnung nach neuem Recht soll diesfalls 
entweder auf einer hypothetischen Austrittsleistung des 
rentenbeziehenden Ehegatten beruhen oder die von die-
sem bezogene Rente wird nach richterlichem Ermessen 
geteilt und in eine lebenslange Rente für den anderen 
Ehegatten umgewandelt. Zudem werden die Vorsorge- 
und Freizügigkeitseinrichtungen dazu verpflichtet, in 
Zukunft periodisch alle Inhaber von Vorsorgeguthaben 
der Zentralstelle 2. Säule zu melden. Dies führt zu einer 
Erleichterung für die Gerichte, beim Vorsorgeausgleich 
tatsächlich alle Vorsorgeguthaben berücksichtigen zu 
können. Weitere Massnahmen sollen sicherstellen, dass 
während der Ehe kein Vorsorgeguthaben ohne das Wis-
sen des Ehepartners ausbezahlt wird. Personen, welche 
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keiner Vorsorgeeinrichtung angeschlossen sind, haben 
die Möglichkeit, im Scheidungsfall erhaltene Vorsorge-
guthaben an die Auffangeinrichtung BVG zu überwei-
sen und später in eine Rente umwandeln zu lassen. 

Neuer Zeitpunkt der Berechnung
Aufgrund der Revision gilt neu die Einleitung des Schei-
dungsverfahrens als massgebender Zeitpunkt für die 
Berechnung der zu teilenden Vorsorgeansprüche. Es 
wird damit nach neuem Recht nicht mehr auf das Schei-
dungsdatum abgestellt, sondern auf den Zeitpunkt 
der Einleitung des Scheidungsverfahrens. Damit wird 
Verzögerungstaktiken – wie sie unter altem Recht zur 
Beeinflussung der Höhe der zu teilenden Pensionskas-
sengeldern vorkommen konnten – vorgebeugt.

Flexibilisierung des Vorsorgeaus-
gleichs
Im Rahmen der Revision wurde zudem eine Flexibili-
sierung des Vorsorgeausgleichs vorgenommen. Unter 
altem Recht war eine Abweichung von der hälftigen 
Teilung nur selten und unter strengen Voraussetzun-
gen möglich. Erforderlich war, dass eine entsprechen-
de Alters- und Invalidenvorsorge auf andere Weise 
sichergestellt war (z.B. Säule 3a, Lebensversicherung) 
oder eine Teilung aufgrund der güterrechtlichen Aus-
einandersetzung offensichtlich unbillig gewesen wäre. 
Neu soll ein Verzicht leichter möglich sein und eine 
hälftige Teilung muss nicht mehr zwingend stattfinden. 
So kann das Gericht beispielsweise dem berechtigten 
Ehegatten mehr als die Hälfte der Austrittsleistung 
zusprechen, wenn er nach der Scheidung gemeinsame 
Kinder betreut – weshalb er sein Vorsorgeguthaben 
nur beschränkt erhöhen kann – und der verpflichtete 
Ehegatte weiterhin über eine angemessene Alters- 
und Invalidenvorsorge verfügt.

Übergangsregelungen für bereits 
Geschiedene
Handlungsbedarf besteht insbesondere für geschie-
dene Personen, denen nach bisherigem Recht nach 
Eintritt eines Vorsorgefalls (z.B. Invalidität, Alter) 

eine angemessene Entschädigung in Form einer 
Rente zulasten des bereits rentenbeziehenden Ehe-
gatten zugesprochen wurde. Der Anspruch auf eine 
solche Rente geht verloren, wenn der pflichtige ge-
schiedene Ehegatte stirbt. Die Hinterlassenenrente 
aus der Vorsorge fällt in der Folge üblicherweise 
tiefer aus. Damit die Betroffenen vom vorteilhaf-
teren neuen Recht profitieren können, sieht die 
Revision eine Übergangsregelung vor, wonach bis 
zum 31. Dezember 2017 unter bestimmten Voraus-
setzungen der Antrag gestellt werden kann, die in 
Rentenform bestehende Entschädigungszahlung in 
eine neue lebenslange Vorsorgerente umwandeln zu 
lassen. Zu beachten ist zudem, dass das neue Recht 
bereits auf sämtliche Verfahren anwendbar ist, wel-
che am 1. Januar 2017 vor einer kantonalen gericht-
lichen Instanz hängig waren.

Fazit
Die Revision führt zwar nicht zu einer Vereinfa-
chung des Vorsorgeausgleichs, hat aber durchaus 
begrüssenswerte Folgen. So wurde eine Rechtslage 
korrigiert, welche Verzögerungen von Scheidungs-
verfahren begünstigen konnte und den Parteien und 
Gerichten wurde mehr Handlungsspielraum verlie-
hen. Damit verbunden stellen sich aber auch zahlrei-
che Fragen. Insbesondere im Hinblick auf die Teilung 
von Vorsorgegeldern bei Vorliegen eines Vorsor-
gefalls dürften sich diverse Fragen zur Berechnung 
stellen. Handlungsbedarf besteht bis am 31. Dezem-
ber 2017 insbesondere für Personen, denen nach bis-
herigem Recht nach Eintritt eines Vorsorgefalls eine 
angemessene Entschädigung in Form einer Rente 
zulasten des bereits rentenbeziehenden Ehegatten 
zugesprochen wurde.

Für allfällige Fragen zum Betreuungsunterhalt oder 
zum Vorsorgeausgleich stehen Ihnen unsere auf 
Scheidungs- und Familienrecht spezialisierten An-
wältinnen und Anwälte gerne zur Verfügung.

Michael Schumacher
RechtsanwaltRechtsanwalt
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Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können, dass Micha-
el Schumacher neu bei uns als Rechtsanwalt tätig ist.

Michael Schumacher berät Privatpersonen und Un-
ternehmen hauptsächlich im Vertragsrecht, Straf- und 
Strafprozessrecht, Planungs- und Baurecht, Immate-
rialgüterrecht (insbesondere Markenrecht) sowie im 
Familien- und Scheidungsrecht.

Michael Schumacher schloss sein Rechtsstudium 
zweisprachig an der Universität Zürich und an der 
Université de Lausanne ab. Während mehreren Jah-
ren arbeitete er studiumsbegleitend in einer Mar-
ken- und Patentanwaltskanzlei in Zürich, wo er sein 
Wissen insbesondere im Bereich Immaterialgüter-
recht vertiefte. Sein Anwaltspraktikum absolvierte 
Michael Schumacher einerseits bei der Staatsan-
waltschaft Luzern und andererseits in unserer Kanz-
lei, wo er im Anschluss weiterhin als juristischer 
Mitarbeiter tätig war.

Als kompetenter Ansprechpartner vertritt er die In-
teressen von Privatpersonen und Unternehmen lö-
sungsorientiert, sowohl beratend als auch in gericht-
lichen Verfahren. Neben seiner anwaltlichen Tätigkeit 
ist Michael Schumacher des Weiteren ehrenamtlich 
für einen Luzerner Kulturverein tätig.

Wir heissen Michael Schumacher herzlich willkom-
men in unserem Rechtsanwalts-Team.

In eigener Sache In eigener Sache 

Zusätzlicher Rechtsanwalt
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Grossenbacher Rechtsanwälte ist eine voll integrierte Anwaltskanzlei mit vier spezialisierten Partnerinnen und Grossenbacher Rechtsanwälte ist eine voll integrierte Anwaltskanzlei mit vier spezialisierten Partnerinnen und 
Partnern. Wir betreuen insbesondere Privatpersonen mit anspruchsvollem Beratungsbedarf und kleine und mittPartnern. Wir betreuen insbesondere Privatpersonen mit anspruchsvollem Beratungsbedarf und kleine und mitt--
lere Unternehmen (KMU) in sämtlichen nationalen und internationalen Fragestellungen.lere Unternehmen (KMU) in sämtlichen nationalen und internationalen Fragestellungen.

Vera Häne
Rechtsanwältin • LL.M. (New York)Rechtsanwältin • LL.M. (New York)
PartnerinPartnerin

Christian Leupi
Rechtsanwalt • MAS Business InformationRechtsanwalt • MAS Business Information
TechnologyTechnology
PartnerPartner

Nils Grossenbacher
Rechtsanwalt • Notar Rechtsanwalt • Notar 
PartnerPartner

Claudia Keller Lüthi
Rechtsanwältin • NotarinRechtsanwältin • Notarin
PartnerinPartnerin

Michael Schumacher
RechtsanwaltRechtsanwalt
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